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P2tblatt zur Parlamentskorrespondenz 11.September 1954 

A n (1' a g e b ~ a n t W 0 r tun S 

In l3eani-wortung einer Anfrage der Abg.C .~. ern et z und Genossep, 

betre~fend Ra.tifizierung der Konvention über die Rechtsstellu,ng der 

Flüchtlinge (Flüchtlingskonvention),te:i1..t Bundeskanzler Ing.R a. a b 
folgendsl:l mit: 

Auf Grund der Genehmigung der Flüchtlingskonvention durch de~ National­

rat in der Sitz~gvo~ 26.November 1953 wurde dem All~i~~ten Rat ~ l2.Dezem­

bel' 1953 die Konvention gemäss Artikel 6 des Kontrollabkommens vorgelegt • 

• Eitle Benaobx'iohtigung der Bundesregierung" dass wegen dieses AbkoIl)lllens vom 

Alliierten Rat Einspruch erhobe~ wurde, erfolgte moht. Dar VerC5ffentlichung 

und I%lkraf'tsetzung dieses Abkommens stand damals nichts im Wege. 

Der Ministerrat hat daher auf Antrag des Bundesministers für Inneres 

am 9.Wirz 1954 beschlossen, diesen gemäss Artikel 67 Abs.l des Bundes­

Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929 zu ermäChtigen, im Einvernehmon 
mit dem Bundesministe~ für ,die Auswärtigen Angelegenheiten dem Herrn Bundes­

präsidenteIl vorzu$chlagen, die Konvention gemäss Artikel 65 Ab~.l der Bun­

det!Jverfassun~ zu ra.tifizieren. 

So-we~t nachher in Erfa.hrung gebraoht werden konnt~, haben sioh 
im Alliierten Ra.t bei Beratung dieses Gegenstandes Sohwierigkei..ten ergeben, 

wel1 naQh Ansicht mehrerer Besatzungsmäohte die in der Konvention behandelten 

Gegenstände Angelegenheiten der Betreuung versetzter Personen s~ie ,Aus­

übung der reohtliohen Gewalt über diese enthalten, die gemäss Artikel 5 
~t V des KQntrollabkommens zu den der Alliierten ICo~ission vorbehal tenei:l 

Aufgaben gehören, bei welohen die österreiohisohe Bundesregierung - ~mäss 

Artikel 1 b des Kontrollabkommens - ohne vorherige schriftliohe Z\1stimmung 

der Alliierten Kommission keine Massnahmen ergreifen dürfe. Eine derartige 

Zustimmung liege aber bei der F1üohtlingskonvention nioht vor. Einzelne 

Besatzungsmächte haben in Erwägung ge~ogen, im Falle der Ratifikation die 

Anwendung des Abkonunens in ihrer Zone zu beschränken oder sogar zu unterb.indel'1~ 

Die daraufhin im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Inneres 

durohgeführte neuerliohe Prüfung d~r Rechtslage dieser Angelegenheit hat er­

geben, dass legis~ative Massnahmen und internationale Abkommen einzig und 

allein nur naoh der Spezialbestimmung des Artikels 6a des KOl'ltrolJ_~bkorum(ms 

zu behandeln sind, der keine wie immer gE;lartete Einschränk'.mg etwa im Hin-
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bllek &\1t 111"" :jttt,tel 5 4ea XontrollabltODijllelUt be$-ei_Mitten Angelegenhei ton 
enthält. laoh Awt1k~1 6& bedürfen nur VerfassungasesBtze d&r &uedrüokliohen 
.chrittl1ohen zu..ti~B des Alliierten Rat~s. Im Falle a.ndel."er legislativer 

. , . 
I 

Kassnahmen od$r 1ftte~tionaler Abkommen darf die Zustimmung desAlliie~ten 
Rates UienQlDII1en werden, wenn die Bundesregierung nioht binnen 31 Tagen vom. 
klenieil benaohriohtigt wird. Eine solohe N'aohrioht ist nioht eingela.ngt •. 
Dazu ko~t nooh, dass es sioh bei den im Artikel 5 be$eiohnetenMaesnahmen 
oftens1ohtlioh um Vollziehungsakte handelt, während im Artikel 6& nur von 
leCislat1ven M&$e~$hmen (denen die internationalen Abkommen gleiohgest,ell t 
sind) die Rede' 1st. Im übrigen entspricht diese.Interpretation des Kontroll­
abkommens der Auffassung der Besatzungselemente in denvergangenen Jahren. 

Der Miniaterrat hat da.her in seiner Sitzung am l5.Juni 1.J. 
'besclUossen,se1nen ~eschluss vom 9.61'z 1954 ungesäumt durohführen zu 
la8Ben~ Die ent$preeh~nden Massnahmen wegen Ratifi~ierung der Flüohtlinga. 
kon"flJ1tion sind. b,re.its.elngeleitet. 

-.-.-.-.-
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